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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Obwohl eigentlich gänzlich unverbindlich, gibt der Bericht des Bundesrates zur
Legislaturplanung jeweils viel zu diskutieren. Mit dem 2002 reformierten
Parlamentsgesetz hatten sich die Kantons- und Volksvertreterinnen und -vertreter die
Möglichkeit gegeben, Legislaturziele des Bundesrats nicht einfach nur zur Kenntnis zu
nehmen, sondern sie auch abzuändern und formell zu beschliessen. Dies hatte
allerdings bei den Beratungen zu den Regierungszielen 2003–2007, 2007–2011 und
2011–2015 jeweils zu tagelangen Debatten geführt, die mit Vorstössen gespickt waren,
welche eher den unterschiedlichen Parteiprogrammen als einem kohärenten
Planungsentwurf für die Regierungspolitik entsprachen. Dies, obwohl es sich bei der
Legislaturplanung freilich weder um eine Wahlplattform noch um einen
Koalitionsvertrag, sondern einfach um eine Diskussionsgrundlage handle, wie
Wirtschaftsminister Johann Schneider-Ammann während der Ratsdebatte zum Bericht
für die Legislaturplanung 2015–2019 anmerkte. Weil die langen Debatten
verschiedentlich als nicht sehr ergiebig betrachtet worden waren, hatte man die
Möglichkeit zur inhaltlichen Änderung wieder in eine einfache Kenntnisnahme
abschwächen wollen, wie dies vor 2002 der Fall gewesen war. Allein: Es blieb beim
Versuch, da die entsprechende Reformvorlage 2015 in der Schlussabstimmung versenkt
worden war. 
Damit hatte man sich also auch für die Legislaturplanung 2015–2019 auf lange Debatten
einzustellen. Das vorgelegte Programm der Regierung umfasste neben den Perspektiven
für 2030 drei politische Leitlinien, denen 16 Ziele und rund 60 geplante Massnahmen
zugeordnet waren, die der Bundesrat als Gesetzgebungsprogramm dem Parlament
vorzulegen plante. Darüber hinaus wies die Regierung in einem Legislaturfinanzplan den
Finanzbedarf für die nächsten vier Jahre aus. Die drei zentralen Leitlinien zielen auf
eine nachhaltige Sicherung des Wohlstandes (1), die Förderung des nationalen
Zusammenhaltes und die Stärkung internationaler Zusammenarbeit (2) sowie auf innere
und äussere Sicherheit (3). Mit sieben Zielen (Haushaltsgleichgewicht wahren;
Wettbewerbsfähigkeit dank optimaler wirtschaftlicher Rahmenbedingungen steigern;
Beitrag zu tragfähiger Weltwirtschaftsordnung leisten; Erneuerung der politischen und
wirtschaftlichen Beziehungen zur EU anstreben; Führungsposition in Bildung,
Forschung und Innovation halten; zuverlässige Verkehrs- und
Kommunikationsinfrastrukturen schaffen; natürliche Ressourcen schonend und Energie
nachhaltig nutzen) war die erste Leitlinie die gewichtigste. Die Leitlinie 2 umfasste drei
Ziele (Zusammenhalt und Verständigung von Regionen, Kulturen und Sprachgruppen
stärken; gesellschaftlichen Zusammenhalt und Geschlechtergleichberechtigung
fördern; Engagement für internationale Zusammenarbeit stärken) und die Leitlinie 3
deren sechs (Sozialwerke reformieren; qualitativ hochstehende und finanziell tragbare
Gesundheitsversorgung garantieren; Migration steuern und deren Potenzial nutzen;
Gewalt, Kriminalität und Terrorismus bekämpfen; wirksam gegen innere und äussere
Bedrohungen vorgehen; Engagement für internationale Stabilität zeigen). 
Bei der während der Sondersession anberaumten Beratung des Berichts im Nationalrat
zeigte sich der mit den eidgenössischen Wahlen 2015 akzentuierte Gegensatz zwischen
Links und Rechts. Die Ratsrechte setzte sich erfolgreich dafür ein, dass sich der Bund
im Bericht einer nachhaltigen Senkung der Ausgaben verpflichtet, einen
Aufgabenüberprüfungsplan erstellt sowie bei Gesetzen mit grossen finanziellen
Auswirkungen jeweils versucht, die Regulierungsfolgekosten abzuschätzen. Derweil
scheiterte die Ratslinke mit ihren Forderungen nach Mehreinnahmen anstelle von
Sparprogrammen. Chancenlos blieb auch der Antrag der SVP: Der Vorschlag zur
Streichung der Massnahme, mit der EU ein institutionelles Abkommen auszuhandeln,
wurde vom Nationalrat abgelehnt. Allerdings wird das Ziel zum Engagement für die
internationale Stabilität auf Vorschlag der SVP mit dem Passus "unter Wahrung der
Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz" ergänzt. Zusätzlich aufnehmen wollte die
grosse Kammer Ziele zur Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft. Gestrichen
wurde hingegen die Massnahme der Änderung des Gleichstellungsgesetzes. Dies kann
als schönes Indiz dafür gelesen werden, wie schnell der politische Wind drehen kann.
Noch vier Jahre zuvor hatte das Parlament der Regierung das Thema Gleichstellung
nachträglich in die Legislaturplanung 2011–2015 diktiert. 
Auch der Ständerat, der den Bericht in der Sommersession beriet, forderte, dass der
Bundesrat die Sparschraube noch weiter anziehe. Er folgte hier dem Vorschlag des
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Nationalrates, dies als Ziel in der Legislaturplanung zu verankern. Zusätzlich wollte die
kleine Kammer festgeschrieben haben, dass ein weiteres Wachstum der Personalkosten
verhindert wird. Im Gegensatz zum Nationalrat wollte der Ständerat das Vorhaben des
Bundesrates, die Abzockerinitiative auf Gesetzesstufe umzusetzen, nicht aus den
Legislaturzielen streichen. Auch für die Revision des Gleichstellungsgesetzes setzten
sich die Kantonsvertreterinnen und -vertreter ein und setzten sich bei der
Einigungskonferenz denn auch mit beiden Vorhaben durch. 
Der einfache Bundesbeschluss wurde schliesslich von beiden Kammern angenommen.
Es blieb allerdings nach wie vor die Frage offen, ob sich der Zeitaufwand für eine
einfache "Offerte an das Parlament für eine fruchtbare Zusammenarbeit", wie alt-
Bundesrat Pascal Couchepin den Legislaturplanungsbericht einst bezeichnet hatte,
tatsächlich lohnt. Neben den stundenlangen Debatten in den Räten muss, laut
Schätzungen der Bundeskanzlei in einer Antwort auf eine Frage Céline Amaudruz (svp,
GE) zu "Kosten und Nutzen der Legislaturplanung" (16.5005), ein Aufwand der
Kommissionsmitglieder, der Parlamentsdienste und der Bundesräte zur Vorbereitung
der Debatte von mindestens 240 Personentage addiert werden. Braucht es also die
"unnötige Monsterdebatte" (NZZ) wirklich? Oder ist die "Strategiedebatte ohne Nutzen"
(BaZ) vielleicht doch wichtige Grundlage für ein System, indem es eben keinen
Koalitionsvertrag gibt und in dem sich die Regierungsparteien anderweitig einigen
müssen? Auf jeden Fall wurden im Anschluss an die Beratungen erneut Vorstösse
lanciert, mit denen ein Zurück zur einfachen Konsultation gefordert wird: So reichten
die SPK-NR (Pa.Iv. 16.425 und Pa.Iv. 16.426) als auch die FDP-Liberale Fraktion
(Pa.Iv.16.402) parlamentarische Initiativen ein, mit denen entsprechende Absichten
formuliert werden. 1

30. September 2022: Der Rücktritt von Ueli Maurer

Obwohl immer wieder über seinen Rücktritt spekuliert worden war, kam die
Ankündigung von Ueli Maurer, nach 14 Jahren Regierungstätigkeit Ende 2022 sein
Bundesratsmandat niederzulegen, einigermassen überraschend. Maurer selber hatte
nach den letzten Spekulationen vor gut einem Jahr verlauten lassen, er werde
mindestens bis Ende Legislatur (also bis Oktober 2023) in der Regierung bleiben und
dann vielleicht gar nochmals vier Jahre anhängen. Am 30. September 2022 liess er dann
aber an einer Pressekonferenz verlauten, er wolle wieder «der normale Ueli» sein und
habe noch einige private Projekte in Planung. Mit 71 Jahren war Maurer der älteste
amtierende Bundesrat seit Einführung der Zauberformel. Maurer war 2008 für Samuel
Schmid in den Bundesrat gewählt worden und hatte damit die kurze Oppositionsphase
der SVP beendet. Er hatte zuerst das Verteidigungsdepartement übernommen, bevor er
2015 ins Finanzdepartement gewechselt war. In den Medien wurde Maurer als
«erfolgreichster Politiker der Schweiz» (St. Galler-Tagblatt) beschrieben, allerdings
auch dafür kritisiert, dass er häufig mit den Grenzen der Kollegialität gespielt habe und
aufgrund seines schlechten Französisch nur einen «reduzierten Kontakt mit der
Romandie» gepflegt habe (Le Temps). Im Parlament habe er als Finanzminister grossen
Respekt genossen, gaben mehrere Parlamentsmitglieder zu Protokoll. Gelobt wurden
zudem seine umgängliche Art, seine Dossierkenntnis und sein Pragmatismus. Er sei sich
treu, bodenständig und bescheiden geblieben, urteilte der Blick. Der «widerborstige
Bauernsohn» habe sich «nicht vom System vereinnahmen lassen», fasste die Aargauer
Zeitung zusammen. Der «erstaunlich wandlungsfähige» Maurer gehöre «zu den
Politikern, die zu Anfang ihrer Karriere belächelt, später gefürchtet oder gehasst und
am Schluss respektiert werden», befand die NZZ. Auch der «launische Umgang» mit
den Medien war Gegenstand der medialen Würdigungen: Der Tages-Anzeiger
bezeichnete den SVP-Magistraten als den letzten «Oppositions-Bundesrat» –
«mäandriered zwischen den Rollen als Staatsmann und Oppositioneller» habe er es
allerdings geschafft, die Konkordanz nach den unruhigen Jahren nach Christoph
Blocher und Eveline Widmer-Schlumpf wieder zu stabilisieren. Die Weltwoche
vermutete, dass «dem Berner Politikbetrieb» die Spontanität Maurers bald fehlen
werde. Kritischer urteilte die WoZ: Maurer habe «wesentlich dazu beigetragen [...],
rechtspopulistische Hetze zu normalisieren».

Bereits am Tag nach der Rücktrittsankündigung überboten sich die Medien mit
Spekulationen über mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger von Ueli Maurer. Am
häufigsten genannt wurden die Nationalrätinnen Esther Friedli (svp, SG) und Céline
Amaudruz (svp, GE), die Zürcher Regierungsrätin Natalie Rickli (ZH, svp), die
Nationalräte Albert Rösti (svp, BE), Gregor Rutz (svp, ZH) und Thomas Aeschi (svp, ZG),
der frühere Parteipräsident und Nationalrat Toni Brunner (SG, svp) sowie der Aargauer
Regierungrat Jean-Pierre Gallati (AG, svp). Albert Rösti galt in den meisten Medien als
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Kronfavorit. Seine einzige Schwäche sei, dass Christoph Blocher, der «noch immer ein
entscheidendes Wort mitzureden» habe, wie der Blick wusste, gegen ihn ein Veto
einlegen könnte. Dies gelte nicht für Esther Friedli, die als mögliche erste SVP-
Bundesrätin gehandelt wurde. Dass neben Karin Keller-Sutter eine zweite St. Gallerin
bereits in der Regierung sitze, sei kein Problem, urteilten vor allem die Ostschweizer
Medien. Eine früher oft gehandelte Anwärterin auf einen Bundesratssitz, Magdalena
Martullo-Blocher gab hingegen noch am Tag von Maurers Rücktritt bekannt, kein
Interesse am Regierungsamt zu haben. Ebenfalls unverzüglich aus dem Rennen nahmen
sich Roger Köppel (svp, ZH) und Franz Grüter (svp, LU). Auch Diana Gutjahr (svp, TG)
erteilte entsprechenden medialen Anfragen eine Absage, da für sie «als junge Mutter
[...] der richtige Zeitpunkt für eine Bundesratskandidatur nicht gegeben» sei, wie das
St. Galler-Tagblatt bedauerte. Auch Toni Brunner schloss einen Rücktritt auf die
nationale Bühne bald aus und nach einiger Bedenkzeit verzichtete auch seine
Lebenspartnerin Esther Friedli. Sie wolle ihre regionale Verankerung für den
Ständeratswahlkampf nutzen, der aufgrund des Rücktritts von Paul Rechsteiner (sp, SG)
im kommenden Frühling 2023 anstand. Bundesrätin werden sei hingegen kein
Lebensziel von ihr.

Nachdem sowohl Natalie Rickli als auch der ebenfalls angefragte Regierungsrat Ernst
Stocker (ZH, svp) und auch Gregor Rutz bekannt gegeben hatten, nicht für die Nachfolge
Maurers kandidieren zu wollen, schien sich abzuzeichnen, dass der Kanton Zürich in
Kürze zum zweiten Mal in der Geschichte nicht im Bundesrat vertreten sein könnte. Nur
während knapp sieben Jahren zwischen dem Rücktritt von Elisabeth Kopp (1989) und
der Wahl von Moritz Leuenberger (1995) war der bevölkerungsreichste Kanton der
Schweiz nicht in der eidgenössischen Regierung präsent gewesen und stellte folglich
bisher mit 20 Magistratinnen und Magistraten die meisten Bundesratsmitglieder aller
Kantone. Von einer «Blamage» für die kantonalzürcherische SVP, die es versäumt habe,
rechtzeitig für mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger zu sorgen, sprach in der Folge
der Tages-Anzeiger. Dass der Zürcher Flügel nicht vertreten sei, sei aber auch darauf
zurückzuführen, dass die Kantonalpartei aufgrund der reihenweisen Absagen eine
«Partei der Nein-Sager» sei, so der Blick weiter. Die «oppositionelle DNA der Zürcher
SVP» entpuppe sich jetzt als Nachteil, analysierte die Aargauer Zeitung.

Im Gegensatz zum «Personalproblem» der Zürcher habe die Berner SVP einen
Kandidaten zu viel, kommentierte der Tages-Anzeiger die Kandidatur von Werner
Salzmann (svp, BE), der am 6. Oktober als erster offiziell ankündigte, Bundesrat werden
zu wollen. Der Berner Ständerat betonte, er sei als Oberst der Schweizer Armee und
Sicherheitspolitiker ein idealer Kandidat für das VBS. Salzmann stamme aus der Familie
des BGB-Parteigründers Rudolf Minger, dem ersten Bundesrat der BGB (und späteren
SVP) und habe entsprechend ein «Bundesrat-Gen», so der Tages-Anzeiger. Salzmann
könne dem Favoriten Rösti zwar gefährlich werden, innerhalb der Berner SVP werde
aber befürchtet, dass der Ständeratssitz verloren gehen könnte, wenn Salzmann in den
Bundesrat gewählt würde, spekulierte der Tages-Anzeiger weiter. Wenige Tage später,
am 10. Oktober 2023, gab auch Albert Rösti seine Kandidatur bekannt. Der Zweikampf
zwischen den beiden Bernern bringe ein wenig Salz in den Wahlkampf, urteilte La
Liberté. Allerdings vermuteten die Medien, dass der ehemalige Parteipräsident Rösti im
Parlament mehr Rückhalt habe als Salzmann. Die BZ urteilte entsprechend, dass Röstis
Kandidatur höchstens «wegen internen Widerstands» scheitern könnte. Die NZZ
befand gar, dass die Kandidatur Röstis für Langeweile sorge, weil der «anstandslos
anständige [...] Panorama-Politiker» kaum anecke – was eine wichtige Voraussetzung
sei, um genügend Stimmen aus dem Parlament zu erhalten. Skeptischer zeigte sich die
WoZ, die sich fragte, weshalb dem «Ölkönig», der «eine riesige Schadensbilanz»
aufweise, so viele Sympathien zuflögen. Starke Kritik erwuchs Rösti auch in der
Weltwoche, die befürchtete, dass Rösti seinen SVP-Kurs wohl aufgeben werde, wenn er
im Bundesrat sitzen werde. Roger Köppel, Chefredaktor der Weltwoche, warnte vor
einem «Kuckucksei» und einem «Trojanischen Pferd» für die SVP im Bundesrat. Rösti
sei «der Prototyp eines Pöstchenjägers, ein Hansdampf an allen Kassen» und er sei mit
seinem «Naturell des Jasagers» und als «Briefträger bezahlter Interessen» «der
Falsche». Im Sonntagsblick wurde vermutet, dass «Atom-Rösti» auch deshalb im
Parlament die grössten Chancen habe, weil er nicht die Kernthemen der SVP vertrete,
sondern Energiepolitik betreibe. Würde er dem UVEK vorstehen, wäre dies «ein Coup»,
so der Sonntagsblick. Die zahlreichen Lobby-Mandate Röstis waren in der Folge ein
ziemlich häufiges mediales Thema. Der Blick erinnerte schliesslich daran, dass die SVP
mit den letzten Berner Vertretern in der Landesregierung nicht sehr glücklich gewesen
sei. Sowohl Adolf Ogi, der innerparteilich als zu europafreundlich gegolten habe, als
auch Samuel Schmid, der als «halber Bundesrat» bezeichnet worden war, hätten in der
SVP selber nur wenig Rückhalt gehabt.
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Am 15. Oktober gab der Zuger Finanzdirektor Heinz Tännler (ZG, svp), seit 2006 in der
Zuger Kantonsregierung, bekannt, dass er die Innerschweiz und einen «boomenden
Kanton» vertreten wolle. Als «zupackender Wirtschaftspolitiker» wolle er den beiden
Berner Bewerbungen etwas entgegensetzen und der Partei eine Auswahl bieten. Es sei
nicht gut, dass die Zentralschweiz seit dem Rücktritt von Kaspar Villiger im Jahr 2003
nicht mehr im Bundesrat vertreten sei. In zahlreichen Gesprächen sei er darauf
aufmerksam gemacht worden, dass «diese Region wieder eine Stimme in der
Landesregierung haben» müsse. Er wolle aber auch alle anderen finanzstarken Kantone
vertreten, so Tännler in der Ankündigung seiner Kandidatur. In den Medien wurden
Tännler trotz Exekutiverfahrung eher geringe Chancen eingeräumt, da er im Gegensatz
zu Salzmann und Rösti nicht dem Bundesparlament angehöre, was häufig ein Nachteil
sei. Zudem stehe er als Finanzdirektor des reichen Kantons Zug vor allem bei Linken in
Verdacht, «Politik für die Reichen und Mächtigen zu machen», so die Bewertung der
NZZ. 

Am 18. Oktober meldete auch Michèle Blöchliger (svp, NW), seit 2018
Gesundheitsministerin des Kantons Nidwalden, ihre Ambitionen an. Sie sei überzeugt,
dass sie «den nötigen Rucksack» mitbringe, den es für das Amt als Bundesrätin
brauche: Sie sei sich gewohnt, das Kollegialitätsprinzip zu achten, habe politische
Exekutiverfahrung und bringe mit einer englischsprachigen Mutter wichtige
Sprachkompetenzen mit. Die SVP könne aufatmen, weil sie doch noch eine Frau
gefunden habe, befand 24Heurers. Für die Nidwaldner Regierungsrätin und
Rechtsanwältin «mit juristischem Gewissen», wie die Nidwaldner Zeitung wusste,
spreche nicht nur ihr Geschlecht, sondern auch der Umstand, dass aus dem
Innerschweizer Kanton noch nie jemand in der Landesregierung gesessen habe. Zudem
sei sie parteiintern gut vernetzt und der Umstand, dass auch innerhalb der SVP viele
eine Frau auf einem Zweierticket forderten, erhöhe ihre Chancen ebenfalls, waren sich
viele Medien einig. Allerdings sei sie in Bundesbern etwa auch im Vergleich zu Tännler
praktisch unbekannt und liefe Gefahr, sich «in einer undankbaren Rolle als
Alibikandidatin» wiederzufinden, prognostizierte die NZZ. Für Schlagzeilen sorgte in der
Folge die Aussage Blöchligers, dass Wikipedia nicht zutreffende Angaben über sie
verbreite. Sie besitze – im Gegensatz zu den Informationen auf Wikipedia – die
britische Staatsangehörigkeit seit dem Tod ihrer Mutter nicht mehr. Der Tages-
Anzeiger, der diese Aussage überprüfte, fand allerdings heraus, dass Blöchliger nie
formell auf den britischen Pass verzichtet habe. Die Zeitung machte daraus auch
deshalb eine Geschichte, weil die SVP 2019 mit einem Vorstoss – erfolglos – das Verbot
einer doppelten Staatsbürgerschaft von Bundesratsmitgliedern gefordert hatte.
«Blöchligers Hin und Her um ihre zweite Nationalität» biete neuen «Zunder für diese
Debatte», so der Tages-Anzeiger. Blöchliger selber gab bekannt, dass sie offiziell auf die
britische Staatsangehörigkeit verzichten werde. Allerdings war die Geschichte für viele
Medien ein gefundenes Fressen. Der Tages-Anzeiger urteilte, dass sich Blöchliger mit
der versuchten Vertuschung ihrer doppelten Staatsbürgerschaft – «um der eigenen
Partei zu gefallen» – wohl selbst aus dem Rennen genommen habe. Als «denkbar
schlecht» bezeichnete die Weltwoche den Kampagnenstart Blöchligers.

Weitere Kandidatinnen und Kandidaten hatten entsprechend der Terminplanung der
SVP bis zum 21. Oktober Zeit, ihr Interesse zu bekunden. Einen Tag vor Ablauf dieser
Frist meldete sich die SVP Zürich mit einem eigentlichen Überraschungscoup doch
noch zurück und präsentierte den 2021 aus dem Nationalrat zurückgetretenen Hans-
Ueli Vogt (svp, ZH) als Kandidierenden. Er sei aus der Politik ausgestiegen, weil ihm die
parlamentarische Arbeit nicht zugesagt habe, das Bundesratsamt reize ihn aber,
erklärte Vogt. Er wolle «ein Opfer erbringen», zudem sei seine Kandidatur «weder eine
Verlegenheitslösung noch eine Alibiübung», gab Vogt der NZZ zu Protokoll, eine urbane
Vertretung in der Landesregierung sei zudem wichtig. «Professor Vogt» sei der
«Wunschkandidat» der Zürcher Kantonalsektion, betonte Kantonalpräsident Domenik
Ledergerber (ZH, svp), der den Kandidierenden als «gründlich, aber zielstrebig, urban
und doch bodenständig» beschrieb. In den Medien wurde die Kandidatur begrüsst. Nun
habe Zürich doch noch einen Kandidaten, freute sich etwa die NZZ. Vogt sei in Bern
auch nach seinem Rücktritt 2021 noch genügend bekannt und werde nach wie vor als
seriöser Sachpolitiker geschätzt; vor allem auf linker Seite könne er punkten, ergänzte
die NZZ. Auch 24Heures urteilte, dass Vogt mit den Eigenschaften «Intello, urbain, gay»
das Zeug habe, die Kampagne aufzumischen. Innerhalb der SVP sei Vogt allerdings ein
«OVNI», ein unbekanntes Flugobjekt, urteilte La Liberté. Seine Chancen wurden auch
vom Tages-Anzeiger vor allem im Vergleich mit dem «berechenbareren» Albert Rösti als
geringer eingestuft. Vogt sei gleichzeitig «Verlegenheitslösung und Befreiungsschlag»
für die Zürcher SVP, befand die Weltwoche.
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Da bis zum Ende der Meldefrist alle weiteren Favoriten abgesagt hatten – darunter etwa
auch Thomas Aeschi, der nach seinem Misserfolg 2015 auf eine zweite
Bundesratskandidatur verzichten und sich auf seine Parlamentsarbeit konzentrierten
wollte, oder der Aargauer Regierungsrat Jean-Pierre Gallati (AG, svp), der sich bis
Meldeschluss bedeckt gehalten hatte – und sich keine neuen Personen mehr gemeldet
hatten, standen mit Werner Salzmann, Albert Rösti, Heinz Tännler, Michèle Blöchliger
und Hans-Ueli Vogt die fünf Kandidierenden für die Nachfolge von Ueli Maurer fest. Die
Partei habe sich knapp gerettet, fasste die Aargauer Zeitung zusammen. Mit einer Frau
und einem Kandidaten aus Zürich könne die SVP nun doch verschiedene Optionen
bieten. Die Empfehlung der Kandidierenden durch die jeweiligen Kantonalsektionen
war Formsache. Für Spannung sorgte einzig die Frage, ob die Kantonalberner Sektion
eine Vorselektion treffen und lediglich einen der beiden Kandidierenden vorschlagen
würde. Sie schob die Frage einer allfälligen Vorselektion allerdings an die nationale
Findungskommission weiter und nominierte sowohl Albert Rösti als auch Werner
Salzmann einstimmig. Besagte Findungskommission nahm sich dann bis Mitte
November Zeit, die Kandidierenden auf Herz und Nieren zu prüfen, um der Fraktion
einen Vorschlag zu unterbreiten. 
Wie schon die Kantonalberner scheute sich dann allerdings auch die
Findungskommission, eine Vorentscheidung zu treffen. Alle fünf Kandidierenden seien
wählbar und in den Hauptthemen strikt auf der Parteilinie. Sie würden einen
eindrücklichen Leistungsausweis und die nötige Führungserfahrung mitbringen. Die von
alt-Nationalrat Caspar Baader (BL, svp) präsidierte Kommission empfehle der Fraktion
zudem, ein Zweierticket zu bilden. Somit stand also die Fraktion in der Verantwortung,
die Vorauswahl zu treffen. An der Favoritenrolle von Albert Rösti ändere dies nichts,
waren sich die Medien einig. Spannend sei einzig, wer neben ihm aufs Ticket komme, so
etwa die NZZ. 
Am 18. November entschied sich dann die SVP-Fraktion für ein Zweierticket aus Albert
Rösti und Hans-Ueli Vogt. Rösti sei in der ersten Runde mit 26 von 51 Stimmen zum
einen Kandidaten auf dem Zweierticket bestimmt worden, wussten die Medien zu
berichten. In dieser ersten Runde hätten Michèle Blöchliger vier und Heinz Tännler
lediglich eine Stimme auf sich vereinen können. Vogt sei auf 13 und Salzmann auf 5
Stimmen gekommen. Dreimal sei es dann in der Folge zu einem 25:25 Unentschieden
zwischen dem Berner und dem Zürcher Kandidaten gekommen, bevor wahrscheinlich
eine sich bis dahin enthaltende Stimme in der fünften Runde den Ausschlag für Hans-
Ueli Vogt gegeben habe. Das Ringen zeige, dass fraktionsintern befürchtet werde, dass
Vogt im Parlament auf linker Seite Stimmen holen könnte und so zum «Rösti-
Verhinderer» werde, analysierte die NZZ. Das Rennen zwischen Bern und Zürich sei nun
neu lanciert, waren sich die meisten Medien einig.

Regierungspolitik

Am ersten Tag der ausserordentlichen Session im Mai 2020, die der Bewältigung der
Corona-Krise gewidmet war, gab Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga eine
Erklärung des Bundesrates zur Corona-Pandemie ab. Die Schweiz sei nicht
unverwundbar; ein kleines Virus habe die grossen Grundrechte in Gefahr gebracht, die
der Bundesrat zur Bewältigung der Krise habe beschneiden müssen, indem er
Persönlichkeits- und Wirtschaftsrechte und die kantonale Hoheit eingeschränkt habe –
sich dabei stets an der von der Bundesverfassung vorgesehenen Verhältnismässigkeit
orientierend. Die ergriffenen Massnahmen hätten zu vielen Härtefällen geführt und die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie seien schmerzhaft. Jetzt gelte es, die
Schweiz aus der Krise zu führen, wobei das Parlament wieder in der Verantwortung sei.
«Unsere starke Demokratie» habe das Virus nicht beschädigen können. Es sei wichtig,
dass das Parlament die Entscheide des Bundesrats hinterfrage, damit man in einem
fruchtbaren Dialog gemeinsame Lösungen finde. Sie denke aber auch an die Menschen,
die in der Krise Angehörige verloren haben und danke allen, die das Land stützten. 
Bei der Fraktionsdebatte (Kategorie IIIa), die auf die Erklärung folgte, nahmen die
Fraktionssprecherinnen und -sprecher der Fraktionsgrösse nach Stellung zur Krise.
Albert Rösti (svp, BE) und Céline Amaudruz (svp, GE) dankten der Polizei, der Armee und
dem Zivilschutz und kritisierten zuerst die mangelnde Vorbereitung auf die Krise.
Medizinische Mittel, Medikamente und Geräte hätten nur in ungenügender Menge zur
Verfügung gestanden. Mit Besorgnis nehme die SVP zudem die wirtschaftlichen
Schäden wahr. Man müsse die Menschen vor Covid-19, aber auch «vor dem
wirtschaftlichen Untergang» schützen. Das Notrecht sei aufzuheben und auch im Falle
einer zweiten Welle nicht wieder einzusetzen. Ein zweiter Lockdown müsse vermieden
werden, der Bundesrat müsse die Krisenvorsorge verbessern und die Grenzkontrollen
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aufrechterhalten. Die Wirtschaft müsse zudem mit tiefen Steuern, Gebühren und
Abgaben in Fahrt gebracht werden. 
Roger Nordmann (sp, VD) bedankte sich im Namen der SP-Fraktion beim Gesundheits-
und Pflegepersonal, dem Verkaufspersonal, den Erziehungs- und Lehrpersonen, den
Chauffeuren und Chauffeusen und der Polizei, die sich der Gefahr einer Covid-
Erkrankung ausgesetzt hätten. Es seien die Menschen mit den häufig am schlechtesten
bezahlten Berufen, die in phänomenaler Geschwindigkeit Hilfspläne ausgedacht und
umgesetzt hätten. Dank ihnen sei eine Katastrophe vermieden worden. Aber auch dem
Bundesrat müsse Dank ausgesprochen werden. Die SP wehre sich gegen den Versuch,
einen Gegensatz zwischen Gesundheit und Wirtschaft herzustellen. Letzterer könne es
nur gut gehen, wenn die Pandemie in den Griff gebracht werden könne. Der
wirtschaftliche Aufschwung müsse zudem mit dem Schutz der natürlichen Ressourcen
und dem Ziel einer Korrektur von Ungleichheiten verbunden werden. Weil die Pandemie
global sei, könne die Schweiz die Krise nur im Verbund mit Europa angehen und müsse
sich als reiches Land solidarisch mit ärmeren Staaten zeigen. 
Im Namen der Mitte-Fraktion sprach Marco Romano (cvp, TI) den Menschen seinen
Dank aus, die geholfen hätten, die Gesellschaft am Laufen zu halten. Auch der
Bevölkerung, die sich an die Empfehlungen und die Regeln gehalten habe, gebühre
Dank. Der Bundesrat müsse klarer und transparenter informieren und auf die politische
und soziale Reife des Schweizer Volkes bauen. In unsicheren Zeiten brauche es eine
starke Politik der Mitte und konstruktive Lösungen; es brauche nun ein Projekt für das
ganze Land, um der grössten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Herausforderung
der letzten Jahrzehnte zu begegnen. Marianne Streiff-Feller (evp, BE) und Martin
Landolt (bdp, GL) – ebenfalls Angehörige der Mitte-Fraktion – dankten dem Bundesrat
für das umsichtige Krisenmanagement. Streiff-Feller bat die Regierung, ihre
Besonnenheit beizubehalten, und Landolt betonte, dass es gut sei, dass die Führung in
der Situation der Krisenbewältigung beim Bundesrat liege. Es sei wesentlich einfacher,
zu kommentieren, kritisieren oder zu loben, als die konkreten Entscheide treffen und
Verantwortung übernehmen zu müssen. Das Parlament müsse der Versuchung
widerstehen, «sich als Schattenregierung aufzuspielen».
Für die Fraktion der Grünen ergriffen Balthasar Glättli (gp, ZH) und Léonore Porchet (gp,
VD) das Wort. Sie betonten die Chancen, die aus einer Krise erwachsen können. Glättli
schlug etwa vor, mit den Milliarden an Wirtschaftshilfe nicht «die graue Wirtschaft von
gestern» zu unterstützen, sondern in einen Umbau hin zu einer grünen Wirtschaft zu
investieren. So könnten etwa die Erfahrungen mit Telearbeit zu einer Reduktion der
Mobilität genutzt oder die Quartiersolidarität bewahrt werden. Ausserdem dürfe die
Klimakrise, die andere grosse Krise neben der Pandemie, die im Gegensatz zu Covid
vorhersehbar sei, nicht in Vergessenheit geraten. Glättli sprach sich zudem für
Massnahmen aus, die das Parlament krisenresistenter und die Verhältnismässigkeit von
Notverordnungen rasch überprüfbar machen. Porchet hob die Leistungen des
Gesundheitspersonals hervor und erklärte, die Grünen forderten mehr Unterstützung –
etwa ganz konkret in Form eines vierzehnten Monatslohnes. 
Beat Walti (fdp, ZH) und Olivier Feller (fdp, VD) sprachen für die FDP-Fraktion. Walti hob
hervor, dass das Gesundheits- sowie das Wirtschaftssystem auch in dieser
ausserordentlichen Lage gut funktioniert hätten. Es verdiene Anerkennung, dass viele
Menschen innert kürzester Zeit ihr Leben umorganisiert hätten. Bedenklich sei
allerdings, wie wenig Reserven in vielen Bereichen vorhanden seien. Viele Unternehmen
stünden am wirtschaftlichen Abgrund. Deshalb müsse man jetzt die
Rahmenbedingungen so ausgestalten, dass die Innovationskraft der Schweiz gestärkt
und ihre globale Vernetzung verbessert würden. Man müsse den Menschen zudem
Eigenverantwortung zugestehen. Feller betonte, dass es hierfür eine schnelle Rückkehr
zur Normalität brauche.
Für die GLP, die kleinste Fraktion im Parlament, ergriffen Tiana Angelina Moser (glp, ZH),
Jürg Grossen (glp, BE) und François Pointet (glp, VD) das Wort. Moser betonte die
einmalige Solidarität, die sich in der Krise gezeigt habe. Diesem Zusammenhalt sei –
zusammen mit der nicht selbstverständlichen finanziellen Stabilität und tiefen
Staatsverschuldung – Sorge zu tragen. Die geplanten Eingriffe zur Bewältigung der Krise
dürften nicht zu einem «Providurium» werden. Die Krise sei auch eine Chance, um
Digitalisierung zu realisieren und klimaschädliche Mobilität neu auszurichten. Grossen
und Pointet dankten dem Gesamtbundesrat, der konsequent aber mit Augenmass agiert
habe. Freilich müssten die Entscheide aber auch kritisch diskutiert werden, damit man
aus der Krise lernen könne. 
Nachdem Simonetta Sommaruga auf die verschiedenen Beiträge kurz einging – sie
sprach von der selbstverständlich notwendigen Aufarbeitung der Krise und dem
Stresstest, dem der Föderalismus ausgesetzt gewesen sei, aber auch von den
funktionierenden Wirtschaftsmassnahmen und der Zusammenarbeit mit den
Nachbarstaaten –, wurde sie mit einem bunten Strauss an Fragen von Vertreterinnen
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und Vertretern der bürgerlichen Parteien, vor allem aber seitens der SVP-Fraktion
torpediert. Nicht so sehr die beschwichtigenden Antworten der Bundespräsidentin,
sondern vielmehr die Fragen selber warfen dabei ein Licht auf die unterschiedlichen
Interessen und Pläne der Fraktionen, wie die Krise bewertet und mit welchen
Massnahmen sie überwunden werden sollte. So kritisierte etwa Roger Köppel (svp, ZH),
dass die Politik des Bundesrates «zerstörerische Auswirkungen auf Wohlstand und
Gesundheit» hätten; Yvette Estermann (svp, LU) fürchtete sich vor einem Impfzwang;
Thomas Aeschi (svp, ZG) befürchtete die Verlängerung des Notstands bis September;
Erich von Siebenthal (svp, BE) forderte Massnahmen, damit Gottesdienste wieder
möglich sind; Mike Egger (svp, SG), Erich Hess (svp, BE) und Thomas Hurter (svp, SH)
wollten eine Zusicherung, dass das CO2-Gesetz nicht prioritär behandelt werde; Hans-
Ueli Vogt (svp, ZH) fragte, wann der Bundesrat die ausserordentliche Lage beenden
werde; und Piero Marchesi (svp, TI) verlangte eine generelle Maskenpflicht. Fragen
kamen auch aus der Mitte-Fraktion – Marco Romano sorgte sich um den Grenzschutz
mit Italien; Benjamin Roduit (cvp, VS) um den «Corona-Graben», also den Umstand,
dass die Romandie und das Tessin stärker unter Covid-19 gelitten hätten als die
Deutschschweiz; und Fabio Regazzi (cvp, TI) um die Situation der Restaurants. Für die
FDP-Fraktion wollte Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) wissen, ob für einen neuerlichen
Lockdown andere Massnahmen ergriffen würden; Christian Wasserfallen (fdp, BE)
interessierte sich für die Grenzmodalitäten für die Exportwirtschaft; Rocco Cattaneo
(fdp, TI) fragte nach konkreten Massnahmen für die Tourismusbranche; und Frédéric
Borloz (fdp, VD) wollte eine Zusicherung, dass der Inländervorrang nach wie vor Geltung
habe.

Am Nachmittag hielt die Bundespräsidentin ihre Erklärung dann auch im Ständerat ab.
Nicht weniger als 20 Rednerinnen und Redner meldeten sich in der kleinen Kammer im
Rahmen einer «Diskussion über die Erklärung» zu Wort. Pirmin Bischof (cvp, SO)
äusserte seine Dankbarkeit, dass das Parlament nun gemeinsam mit dem Bundesrat, der
«sehr gut, schnell und effizient gehandelt» habe, die politische Verantwortung wieder
übernehmen könne. Ruedi Noser (fdp, ZH) stellte die These auf, dass die Politik in einen
«Selbstschutzmodus» verfallen sei und die Illusion schaffe, dass der Staat für jeden
Schaden aufkomme. Die Aufgabe der Politik sei es aber, «den Menschen ein gutes,
möglichst selbstbestimmtes Leben in Freiheit, Wohlstand und Würde zu ermöglichen».
Das bedeute aber auch, dass die Gesundheit nicht einziges Ziel staatlichen Handelns
sein dürfe und dafür Freiheit, Wohlstand und Selbstbestimmung nicht geopfert werden
dürfen. Das Prinzip «Politik senkt Todesraten, indem sie das Leben anhält» dürfe nicht
weiter gelten. Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) erinnerte daran, dass die ärmsten der
Gesellschaft nicht vernachlässigt werden dürften. Zudem habe die Krise gezeigt, dass
ganz viel Solidarität herrsche, aber auch, dass das Gesundheitssystem gestärkt werden
müsse. Insbesondere die Pflegeberufe müssten mehr Anerkennung erhalten. Hannes
Germann (svp, SH) hob das Erfolgsmodell Schweiz hervor. Der Staat habe sich in der
Krise als handlungsfähig erwiesen. Es gelte nun aber, den Ausstieg aus der Krise zu
finden und dabei dieses Erfolgsmodell nicht zu gefährden. Das «gigantische Hilfspaket»
schaffe Vertrauen und mache Mut. Es gelte aber, in dieser «Ausgabeneuphorie» Mass
zu halten. Lisa Mazzone (gp, GE) sah im Umstand, dass man über die Begrenzung
individueller Freiheiten schockiert gewesen sein, ein Zeichen dafür, wie wichtig diese
fundamentalen Rechte für die Gesellschaft seien. Die Begrenzung sei aber
gerechtfertigt gewesen, weil ein Gleichgewicht zwischen Freiheit und Sicherheit habe
gefunden werden müssen. Dass der Bundesrat dieses gefunden habe, zeige etwa auch
der Umstand, dass er nicht wie in anderen Ländern den totalen Lockdown, sondern nur
ein «semi-confinement» gewählt habe. Die Genfer Neo-Ständerätin wollte in den
kommenden Beratungen vor allem auch an die kranken Personen denken – sie selber
kenne etwa 20 Personen, die an Covid-19 erkrankt seien – und an jene Menschen,
denen auch aufgrund der Krise extreme Armut drohe. Die Folgerednerinnen und
-redner reihten sich in den Dank an den Bundesrat ein und gaben ihrer Freude
Ausdruck, wieder tagen zu dürfen. Auch Alex Kuprecht (svp, SZ) attestierte der
Regierung «Leadership». Hätte das Parlament in der Krise Entscheidungen treffen
müssen, so wären, «da bin ich mir fast sicher, heute noch kein Darlehen durch Banken,
kein Erwerbsersatz und keine Kurzarbeitsentschädigung geflossen». In den meisten
Ausführungen wurde daran erinnert, dass jetzt grosse Aufgaben auf das Parlament
zukämen, sowohl was die Fragen der Hilfsmassnahmen für die Wirtschaft, aber auch
was institutionelle Fragen betreffe. So wies etwa Andrea Caroni (fdp, AR) darauf hin,
dass die Bundesversammlung auf die Gesundheitskrise unzureichend vorbereitet
gewesen sei. Das müsse sich ändern. «Der Hals-über-Kopf-Abbruch der
Frühjahrssession» sei «ein Tiefpunkt in der Parlamentsgeschichte des Landes»
gewesen, befand gar Paul Rechsteiner (sp, SG). Immerhin hätten 32 Mitglieder des
Ständerats diese ausserordentliche Session verlangt, um den verfassungsmässigen
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Zustand wiederherzustellen. Nicht wenige Rednerinnen und Redner aus dem
bürgerlichen Lager forderten den Bundesrat auch auf, die Massnahmen zu lockern und
eine Rückkehr zur Normalität anzustreben. 
Am Schluss nahm Bundespräsidentin Sommaruga noch einmal Stellung. Sie sei froh,
dass die Kommissionen davon abgesehen hätten, selber Notrechtsverordnungen zu
erlassen. Der Bundesrat habe von Beginn an einen Mittelweg gewählt, was nun in der Tat
erste Lockerungen erlaube. Aber auch hier wolle man nichts überstürzen, um eine
zweite Welle zu verhindern. Mit den Öffnungsschritten sollten vor allem auch
Perspektiven geschaffen werden. Zudem gehe es darum, die Verantwortlichkeiten
zwischen Bund und Kantonen zu klären. Auch eine Neudefinition davon, was kritische
Infrastruktur sei und wie diese aufrecht erhalten werden solle, sei nötig. Sommaruga
sprach zudem von ihren Erfahrungen, die sie während der Krise «im internationalen
Bereich» gemacht habe. In einer Krise schaue jeder für sich selber und auch mit Geld
könne man daran nichts ändern. Wichtig seien deshalb gute Beziehungen und gute
Kontakte vor allem zu den Nachbarstaaten. Zum Schluss wies die Bundespräsidentin
darauf hin, dass alle Departemente und die Bundeskanzlei in der Krise viel Arbeit
geleistet und sich dauernd mit grossen und komplexen Fragen beschäftigt hätten. Es sei
für den Bundesrat eine enorme Belastung gewesen, die dank der Hilfe der Verwaltung
habe getragen werden können. Der Bundesrat begrüsse schliesslich die anstehende und
von vielen Rednerinnen und Rednern geforderte baldige Aufarbeitung der Situation. 2

Parlamentsmandat

Ende November 2017 löste ein Artikel in der Zeitung Le Temps über Yannick Buttet (cvp,
VS) eine Debatte aus, mit der die aktuellen Diskussionen um #metoo – ein Kürzel, das
im Rahmen der Anklage gegen den US-amerikanischen Filmproduzenten Harvey
Weinstein aufgekommen war und auf sexuelle Belästigung und sexuelle Übergriffe
aufmerksam machen will – auch in Bundesbern virulent wurden und die letztlich zur
Demission des Walliser Nationalrats führten. 

Le Temps berichtete, dass gegen Buttet eine Klage wegen Stalking eingereicht worden
sei. Er habe eine Frau, mit der er eine aussereheliche Beziehung gehabt habe, seit dem
Ende dieser Beziehung über ein Jahr lang mit Sprachnachrichten und Telefonanrufen
eingedeckt. Als er sie an ihrem Wohnort aufgesucht habe, habe die Frau die Polizei
gerufen, die Buttet im Garten der ehemaligen Geliebten verhaftet habe. 
Buttet bestritt die Vorwürfe nicht. Eine Ehekrise habe sein Verhalten beeinflusst und er
entschuldige sich bei all jenen, «que j’ai pu blesser involontairement» (Le Temps).
Anlass zu den Diskussionen gaben allerdings weniger das Privatleben von Buttet und der
Stalking-Vorwurf – auch wenn zahlreiche Medien dem als wertkonservativ bezeichneten
CVP-Vizepräsidenten, der sich für ein traditionelles Familienbild einsetze, Heuchelei
vorwarfen («Ausgerechnet der Saubermann» titelte etwa der Tages-Anzeiger). Eine
Debatte lösten vielmehr die von Le Temps in Bundesbern eingeholten Reaktionen
verschiedener Politikerinnen und Journalistinnen auf die Affäre Buttet aus: Buttet habe
«des pulsions sexuelles incontrôlées»; wenn er trinke, ändere sich seine Persönlichkeit:
«Il se comporte mal et il a des gestes déplacés»; «il va trop loin et il ne connaît plus de
limites», gaben die befragten Frauen zu Protokoll. Gar von «dérapages choquants» war
die Rede. «Si tu couches, je vote pour ta motion» sei einer Parlamentarierin angeboten
worden. Die Interviewten wollten allerdings anonym bleiben. Sie müssten um ihre
Karriere fürchten, wenn sie sich öffentlich äussern würden. In der Folge nahm die
Deutschschweizer Presse den Fall auf und weitete ihn aus. Anscheinend wisse nicht nur
Buttet nicht, wo die Grenzen seien. Mehrere Parlamentarierinnen kamen zu Wort und
berichteten über «unangebrachte Gesten, die sie wirklich darüber nachdenken lassen,
wohin sie gehen oder ob sie es noch wagen, mit gewissen Personen den Lift zu
nehmen» (Céline Amaudruz; svp, GE), über «sexistische Sprüche» (Yvonne Feri; sp, AG)
oder gar Vergewaltigungsdrohungen in Kommissionssitzungen (Maria Roth-Bernasconi;
sp, GE). Viele Parlamentarierinnen erhielten Bemerkungen zu ihrer Kleidung, ihrem
Make-Up, ihren Beinen, ihren Brüsten; viele wüssten nicht, wie sie reagieren sollten,
würden resignieren und versuchten, damit zu leben. 
Maya Graf (gp, BL) forderte als Präsidentin des Frauendachverbandes Alliance F eine
Meldestelle für Parlamentsmitglieder, bei der sexuelle Belästigung gemeldet werden
könne. Sexismus gehöre leider immer noch zur Tagesordnung; das sei im Parlament
nicht anders. Freilich gab es auch Stimmen, die ein Sexismus-Problem im Bundeshaus
als «Blödsinn» bezeichneten (Verena Herzog; svp, TG) und keinen Handlungsbedarf
sahen. Um gewählte Nationalrätin zu sein, müsse man stark und durchsetzungsfähig
sein und könne sich wohl zur Wehr setzen, befand Andrea Gmür (cvp, LU). Natalie Rickli
(svp, ZH) warnte davor, nun gleich alle Männer im Bundeshaus unter Generalverdacht zu
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stellen. Auch Kathrin Bertschy (glp, BE) betonte im Tages-Anzeiger, dass sich die grosse
Mehrheit der männlichen Kollegen auch bei informelleren Anlässen, in denen Alkohol
fliesse, «normal und anständig» verhalten würde. Wie überall gebe es aber auch hier
«ein paar Typen, die enthemmter sind und die Grenzen nicht kennen.»

Wie ambivalent die Debatte um #metoo ist und wie schwierig es eben ist, sich zu
wehren, zeigten die Auseinandersetzungen um die Anschuldigungen von Céline
Amaudruz zu den unangebrachten Gesten und ihren Bedenken, mit gewissen Personen
den Lift zu benutzen. Nachdem der Sonntags-Blick kolportiert hatte, dass ihre
Andeutung wohl Buttet gegolten haben müsse – der Walliser soll sie beim Apéro nach
der Wahl von Ignazio Cassis in stark angetrunkenem Zustand belästigt haben –, wurde
die Genferin laut Medien in ihrer Fraktion von Adrian Amstutz (svp, BE) heftig kritisiert.
Sie schade der Partei und allen Parlamentariern, wenn sie Äusserungen mache ohne
konkret zu werden und Namen zu nennen. Laut Sonntags-Blick habe die Genferin
darauf unter Tränen das Fraktionszimmer verlassen. In seinem Editorial in der
Weltwoche doppelte Roger Köppel (svp, ZH) nach: Das Klima im Bundeshaus sei
«sexismusfeindlich», Männer stünden unter Generalverdacht. Und weiter: «Eine
Politikerin, die ich noch nie ohne kurzen Rock oder hautenge Bluse gesehen habe,
beschwert sich, sie würde mit gewissen Herren niemals in den Lift steigen.» Das
Problem sei, so die Tribune de Genève, dass Frauen von Opfern zu Täterinnen gemacht
würden – auch im Bundeshaus. Die «manipulierende Wirkung der medialen
Öffentlichkeit» – so die Wochen-Zeitung – sei vor allem für Frauen verheerend, denen,
wenn sie eine Anschuldigung vorbrächten, eine mediale Hetzjagd und die Ausleuchtung
ihres Privatlebens drohe: «Kann eine Situation juristisch nicht eindeutig geklärt werden,
bleibt die Geschichte vor allem an der Frau kleben. Sie kriegt den Schlampenstempel
aufgedrückt.»

Buttet wurde kurz nach Bekanntwerden der Anschuldigungen von seinem Amt als CVP-
Vizepräsident suspendiert. Einen Rücktritt als Nationalrat schloss Buttet vorerst
allerdings aus, auch wenn sich gar CVP-Bundesrätin Doris Leuthard in die Debatte
einbrachte. Falls die Vorwürfe korrekt seien, habe Herr Buttet ein Problem, sagte die
Magistratin bei einem TV-Interview: «Alle diese Herren, die sich nicht zu benehmen
wissen, nerven mich [...]. In der Politik ist das inakzeptabel», wurde das Interview bei
RTS im Blick zitiert. Rund fünf Tage nach Bekanntwerden des Stalking-Vorwurfs liess
sich Buttet krank schreiben. Er wolle eine Kur beginnen, um sein Alkoholproblem in den
Griff zu kriegen, liess er über seinen Anwalt verkünden. Damit vermied er eine geplante
Anhörung durch die Parteileitung. CVP-Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) nahm in der
Folge vor der Presse Stellung. Buttets Verhalten sei in der Tat inakzeptabel, aber auch
für ihn gelte die Unschuldsvermutung. 
Freilich wurden nicht nur die Rücktrittsforderungen, sondern auch die Forderungen
nach einem Parteiausschluss lauter. Insbesondere nachdem in Le Temps sechs weitere
Frauen zu Wort gekommen waren, die detailliert sexuelle Belästigungen von Buttet
beschrieben, und nachdem bekannt wurde, dass die Walliser Staatsanwaltschaft ein
Verfahren wegen Nötigung eingeleitet hatte. Ohne mit seiner Partei das Gespräch
gesucht zu haben, zog Buttet wohl auch deshalb die Reissleine und gab am Sonntag, 18.
Dezember 2017 seine Demission als Nationalrat bekannt. Er erklärte via Communiqué,
im Interesse der CVP und seiner Familie zurückzutreten. Er wolle sein Umfeld schützen
und die notwendige Ruhe für den Heilungsprozess von seiner Alkoholabhängigkeit
schaffen. Für Buttet, der Gemeindepräsident von Collombey-Muraz (VS) blieb, rutschte
Benjamin Roduit (cvp, VS) in den Nationalrat nach. 

Eine rasche Reaktion auf die Debatten zeigten die beiden Ratspräsidien. Karin Keller-
Sutter (fdp, SG) und Dominique de Buman (cvp, FR) fassten eine «Lex Buttet» (Blick) ins
Auge. Sexuelle Belästigung müsse verurteilt werden und gegen sie sei «mit aller
Entschiedenheit» vorzugehen, so die Ständeratspräsidentin und der
Nationalratspräsident in einem gemeinsamen Communiqué. Mitte Dezember legte die
Verwaltungsdelegation in Absprache mit den Rats- und den Fraktionspräsidien dann ein
Dokument vor, in dem den Parlamentsmitgliedern geraten wurde, sich bei sexueller
Belästigung künftig an die Fraktionsspitzen oder eine externe Beratungsstelle zu
wenden. Das Dokument hielt zudem den Unterschied zwischen einem Flirt und
sexueller Belästigung fest, wie er auch im Ratgeber für Arbeitnehmende des Bundes
vermerkt ist: Ein Flirt sei «aufbauend», «von beiden Seiten erwünscht» und löse
«Freude aus», während sexuelle Belästigung «erniedrigend», «von einer Person nicht
erwünscht» sei und «Ärger» auslöse. Mit diesem Dokument drifte die Debatte ins
Lächerliche ab, bedauerte Natalie Rickli, als «fausse bonne idée» bezeichnete Doris
Fiala (fdp, ZH) das Unterfangen laut Tages-Anzeiger. Leider mache man nur noch Witze,
wenn man «wie Schulbuben» behandelt werde, obwohl es bei Stalking und sexuellen
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Belästigungen um wichtige Themen ginge. Géraldine Savary (sp, VD) befand es hingegen
für nützlich, in Erinnerung zu rufen, «was normal sein sollte, es aber offenbar nicht für
alle ist». Es sei gut darüber zu reden, weil das vor allem den Frauen helfe, sich bewusst
zu werden, dass man Grenzen setzen dürfe und müsse, gab sie dem Tages-Anzeiger zu
Protokoll. 

Einige Medien reflektierten ihre eigene Rolle in der Affäre: Buttets Karriere ende, bevor
erwiesen sei, ob und was er sich zuschulden habe kommen lassen – so etwa die Basler
Zeitung. Die Unschuldsvermutung habe keinen Wert mehr und in den letzten drei
Wochen habe eine «veritable Hetzjagd» mit zahlreichen anonymen Beschuldigungen
stattgefunden. Nur eine Frau habe aber genug Rückgrat gehabt, Buttet anzuzeigen,
seine ehemalige Geliebte. Die «tolérance zéro» sei zur Norm im Parlament geworden,
urteilte die Tribune de Genève und stellte einen Vergleich mit dem Rücktritt von Jonas
Fricker (gp, AG), dem Wirbel um ein aussereheliches Kind von Christophe Darbellay (VS,
cvp) und der Affäre um Geri Müller (gp, AG) her. Jemand mache einen Fehler, es komme
zu einem Mediengewitter und zu grossem politischen Druck, dem nur noch durch einen
Rücktritt begegnet werden könne. Man müsse sich fragen, ob die immer schneller
agierenden Medien Meinungen abbildeten oder selber formten. Sie hätten auf jeden
Fall die Macht, zu definieren, was moralisch vertretbar sei. Die Vermischung von
privatem und öffentlichem Leben nehme zu. Man müsse freilich unterscheiden
zwischen moralischen und strafrechtlichen Verfehlungen – so die Tribune de Genève. 

Mitte August 2018 wurde bekannt, dass Buttet wegen Nötigung und unrechtmässiger
Aneignung zu einer Geldstrafe auf Bewährung verurteilt worden war. Er selber
bezeichnete die damals publik gewordene Verhaftung laut der NZZ als Resultat einer
politischen Verschwörung. Er überlege sich, im Herbst 2019 für den Ständerat zu
kandidieren. 3

Delegationen und Vertretungen des Parlaments haben unter anderem die Aufgabe, die
Schweiz zu vertreten. Da diese Delegationen hinsichtlich der Geschlechter häufig nur
sehr einseitig und vor allem männlich zusammengesetzt seien, wiederspiegelten sie ein
«veraltetes Gesellschaftsbild» und suggerierten, dass Frauen in der Schweizer Politik
nicht vertreten seien. Mit dieser Begründung forderte Claudia Friedl (sp, SG) mittels
parlamentarischer Initiative eine Mindestquote von 30 Prozent jeden Geschlechts in
diesen Gremien. 
Ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis in parlamentarischen Vertretungen sei zwar
ein berechtigtes Anliegen, befand eine 12 zu 10-stimmige Mehrheit (1 Enthaltung) der
SPK-NR, es sei aber nicht mittels gesetzlicher Regelung umzusetzen. Bei der
Zusammensetzung parlamentarischer Vertretungen müssten bereits mehrere Kriterien
– Fraktionsstärke, Amtssprache, Landesregion – berücksichtigt werden. Eine
Geschlechterregelung würde die Besetzung nicht nur verkomplizieren, sondern unter
Umständen auch verunmöglichen – etwa wenn eine Fraktion nicht genügend Frauen
stellen könnte. Mit den letzten eidgenössischen Wahlen sei die 30-Prozent-Quote
zudem praktisch bereits erreicht worden. 
In der Debatte zeigte sich die Kommissionsminderheit, vertreten durch Ada Marra (sp,
VD) erstaunt, dass über dieses Thema überhaupt gesprochen werden müsse, sässen im
Parlament doch mittlerweile 38.7 Prozent Frauen. Die Zahlen zeigten allerdings auch,
dass in sechs der elf Delegationen ein Frauenanteil von 30 Prozent eben nicht erreicht
würde. Ein zusätzliches Argument brachte Pierre-Alain Fridez (sp, JU) in die Debatte
ein: Im Europarat werde eine 30-Prozent-Quote eingeführt und für diese Delegation
aus der Schweiz müsse also sowieso eine entsprechende Regel gefunden werden.
Kommissionssprecher Damien Cottier (fdp, NE) wies in der Folge darauf hin, dass sich
die Kommission lediglich gegen eine gesetzliche Regelung wende; einer Absprache
zwischen den einzelnen Fraktionen stehe aber freilich nichts im Weg. Mit einer
formellen und starren Quote – so auch Barbara Steinemann (svp, ZH) ebenfalls für die
Kommission – würden mehr Probleme entstehen als gelöst. Dies sahen 105
Parlamentsmitglieder anscheinend ebenso, womit der parlamentarischen Initiative
keine Folge gegeben wurde. Immerhin 83 Stimmen aus den geschlossenen Fraktionen
der SP, der GP und der GLP, unterstützt von drei FDP-Nationalrätinnen (Jacqueline de
Quattro (fdp, VD), Anna Giacometti (fdp, GR), und Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp,
SG)), hatten die Idee einer Quote gutgeheissen. Drei weitere FDP-Nationalrätinnen
(Doris Fiala (fdp, ZH), Christa Markwalder (fdp, BE) und Isabelle Moret (fdp, VD)) und
SVP-Vertreterin Céline Amaudruz (GE) enthielten sich der Stimme. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.03.2021
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.23 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wahl- und Abstimmungsverfahren

Easyvote, ein Projekt des Dachverbandes Schweizer Jugendparlamente (DSJ) war
Gegenstand zweier Postulate. Die an Jugendliche gerichtete Broschüre vermittelt
politisch objektiv jeweils die Inhalte anstehender Volksabstimmungen. Insgesamt hat
die Broschüre eine Auflage von 59‘000 Exemplaren. Das noch nicht behandelte Postulat
Amaudruz (svp, GE) will prüfen lassen, ob mit den Abstimmungsunterlagen auf die
Internetseite von Easyvote hingewiesen werden könnte. Das im Nationalrat abgelehnte
Postulat Reynard (sp, VS) hätte eine Prüfung einer möglichen finanziellen Unterstützung
von Gemeinden verlangt, damit diese ihren Jungbürgerinnen und -bürgern die
Abstimmungshilfe gratis abgeben können. Der Bundesrat informierte in seinen
jeweiligen Stellungnahmen, dass er das Projekt bereits seit 2013 im Rahmen des Kinder-
und Jugendförderungsgesetzes mit insgesamt CHF 300‘000 unterstütze und jeweils die
elektronische Version der Abstimmungserläuterungen zur Verfügung stelle, die Easyvote
als primäre Quelle für eigene, zur Verfügung gestellte Informationen verwende. Zum
Postulat Reynard fügte die Regierung an, dass die Organisation von Abstimmungen und
Wahlen den Kantonen obliege und sich der Bund auch aus grundsätzlichen
Überlegungen nicht an Informationsprodukten beteiligen wolle. Würden dort nämlich
fehlerhafte oder widersprüchliche Informationen verbreitet, so könnte dies negative
Folgen für den Bund haben. Der Bund konzentriere seine Information deshalb auf das
Bundesbüchlein. 5

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
MARC BÜHLMANN

Im März 2016 ereilte das Postulat Céline Amaudruz (svp, GE) letztlich das gleiche
Schicksal wie das Anliegen von Mathias Reynard (sp, VS): Es wurde nicht weiter
berücksichtigt. Ihr Vorstoss, der vorgeschlagen hätte, auf den offiziellen
Abstimmungsunterlagen einen Verweis auf die Internetseite von Easyvote anzubringen,
wurde abgeschrieben, weil er seit mehr als zwei Jahren hängig war.

POSTULAT
DATUM: 18.03.2016
MARC BÜHLMANN
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